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nehmen. Wir kommen somit zur Abstimmung über 
den Gesetzentwurf Drucksache 18/7241 selbst in der 
soeben geänderten Fassung und nicht über die Be-
schlussempfehlung. Wer möchte zustimmen? – Das 
sind CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt 
dagegen? – Das sind FDP und AfD. Gibt es Enthal-
tungen? – Das ist nicht der Fall. Damit ist der Gesetz-
entwurf Drucksache 18/7241 in der soeben geän-
derten Fassung angenommen und verabschie-
det. 

Ich rufe auf: 

20 Zweiter Staatsvertrag zur Änderung des IT-
Staatsvertrages 

Antrag 
der Landesregierung 
auf Zustimmung 
zu einem Staatsvertrag 
gemäß Artikel 66 Satz 2 
der Landesverfassung 
Drucksache 18/7787 

Beschlussempfehlung 
des Hauptausschusses 
Drucksache 18/8170 

zweite Lesung 

Die Reden zu diesem Tagesordnungspunkt sollen zu 
Protokoll gegeben werden (siehe Anlage 1). 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Hauptausschuss 
empfiehlt in Drucksache 18/8170, dem Antrag der 
Landesregierung auf Zustimmung zu diesem Staats-
vertrag zu entsprechen. Wir kommen somit zur Ab-
stimmung über den Antrag der Landesregierung auf 
Zustimmung zu diesem Staatsvertrag Drucksache 
18/7787 selbst und nicht über die Beschlussempfeh-
lung. Wer stimmt zu? – Das sind CDU, SPD, Bündnis 
90/Die Grünen und FDP. Wer stimmt dagegen? – 
Niemand. Wer enthält sich? – Das ist die AfD. Damit 
ist die Zustimmung gemäß Art. 66 Satz 2 der Lan-
desverfassung erteilt. 

Ich rufe auf: 

21 Abkommen zur Änderung des Abkommens 
über die Errichtung und Finanzierung des In-
stituts für medizinische und pharmazeutische 
Prüfungsfragen 

Antrag 
der Landesregierung 
auf Zustimmung 
zu einem Staatsvertrag 
gemäß Artikel 66 Satz 2 
der Landesverfassung 
Drucksache 18/8131 

erste Lesung 

Herr Minister Karl-Josef Laumann hat seine Einbrin-
gungsrede zu Protokoll gegeben (siehe Anlage 2). 
Eine weitere Aussprache ist nicht vorgesehen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrags auf Zustimmung 
zu diesem Staatsvertrag Drucksache 18/8131 an 
den Hauptausschuss – federführend – sowie an den 
Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales. Ist 
jemand dagegen? – Das ist nicht der Fall. Enthält 
sich jemand? – Das ist auch nicht der Fall. Damit ist 
die Überweisungsempfehlung, wie gerade festge-
stellt, einstimmig angenommen.  

Ich rufe auf:  

22 Abkommen über die Errichtung und Finanzie-
rung der Akademie für Öffentliches Gesundheits-
wesen in Düsseldorf 

Antrag 
der Landesregierung 
auf Zustimmung 
zu einem Staatsvertrag 
gemäß Artikel 66 Satz 2 
der Landesverfassung 
Drucksache 18/8132 

erste Lesung 

Herr Minister Karl-Josef Laumann hat seine Einbrin-
gungsrede zu Protokoll gegeben (siehe Anlage 3). 
Eine weitere Aussprache ist heute nicht vorgesehen.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrags auf Zustimmung 
zu diesem Staatsvertrag Drucksache 18/8132 an 
den Hauptausschuss – federführend – sowie an den 
Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales. Ist 
jemand dagegen? – Enthält sich jemand? – Dann 
darf ich feststellen: Die Überweisungsempfehlung 
wurde einstimmig angenommen.  

Ich rufe auf:  

23 Gesetz zur Änderung des Verhältnismäßig-
keitsprüfungsgesetzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/7860 

erste Lesung 

Herr Minister Karl-Josef Laumann hat seine Einbrin-
gungsrede zu Protokoll gegeben (siehe Anlage 4). 
Eine weitere Aussprache ist nicht vorgesehen.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 18/7860 
an den an den Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales – federführend – sowie an den Ausschuss 
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für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie. Ist 
jemand dagegen? – Enthält sich jemand? – Damit ist 
die Überweisungsempfehlung einstimmig ange-
nommen.  

Ich rufe auf:  

24 Zweites Gesetz zur Änderung des Landesbe-
amtengesetzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/8026 – Neudruck 

erste Lesung 

Herr Minister Herbert Reul hat seine Einbringungs-
rede zu Protokoll gegeben (siehe Anlage 5). Eine 
weitere Aussprache ist nicht vorgesehen.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs Drucksa-
che 18/8026 – Neudruck – an den Innenausschuss – 
federführend –, an den Haushalts- und Finanzaus-
schuss sowie an den Unterausschuss Personal des 
Haushalts- und Finanzausschusses. Ist jemand ge-
gen die Überweisungsempfehlung? – Möchte sich je-
mand enthalten? – Damit ist die Überweisungs-
empfehlung einstimmig angenommen.  

Ich rufe auf: 

25 Entwurf einer Vierten Verordnung zur Ände-
rung der Landesjagdzeitenverordnung 

Vorlage 18/2218 

Drucksache 18/7951 

Beschlussempfehlung 
des Ausschusses 
für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz,  
Landwirtschaft, Forsten und 
ländliche Räume 
Drucksache 18/8143 

Die Reden zu diesem Tagesordnungspunkt sollen zu 
Protokoll gegeben werden (siehe Anlage 6).  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ausschuss für 
Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz, Landwirt-
schaft, Forsten und ländliche Räume empfiehlt in 
Drucksache 18/8143, dem Entwurf einer Vierten Ver-
ordnung zur Änderung der Landesjagdzeitenverord-
nung Vorlage 18/2218 unverändert zuzustimmen. 
Wir kommen daher zur Abstimmung über das Einver-
nehmen zur Vorlage 18/2218 unmittelbar und nicht 
über die Beschlussempfehlung. Wer stimmt für das 
Herstellen des Einvernehmens zur Vorlage 18/2218? – 
Das sind, wie unschwer zu erkennen, alle Fraktio-
nen. Der Form halber muss ich die Gegenprobe ma-
chen. – Enthaltungen? – Das ist beides nicht der Fall. 

Das Einvernehmen zum Entwurf der Verordnung 
Vorlage 18/2218 ist einstimmig hergestellt.  

Ich rufe auf: 

26 Digitale Kompetenz von Seniorinnen und Se-
nioren stärken – Teilhabe am gesellschaftli-
chen Leben im Alter sichern! 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/8123 

Eine Aussprache hierzu ist nicht vorgesehen.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
18/8123 an den Ausschuss für Umwelt, Natur- und 
Verbraucherschutz, Landwirtschaft, Forsten und 
ländliche Räume – federführend – sowie an den Aus-
schuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales. Die ab-
schließende Beratung und Abstimmung soll nach Vor-
lage einer Beschlussempfehlung des federführenden 
Ausschusses erfolgen. Ist jemand dagegen? – 
Möchte sich jemand enthalten? – Beides ist nicht der 
Fall. Damit ist die Überweisungsempfehlung ein-
stimmig angenommen.  

Ich rufe auf: 

27 „Incels, Alpha-Males & Pick-Up Artists“ – Frauen- 
und demokratiefeindliche Trends ernstnehmen, 
Frauen- und Mädchenhass im Netz bekämpfen. 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/8128 

Eine Aussprache hierzu ist nicht vorgesehen.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
18/8128 an den Ausschuss für Gleichstellung und 
Frauen – federführend –, an den Ausschuss für 
Schule und Bildung sowie an den Ausschuss für Kul-
tur und Medien. Die abschließende Beratung und Ab-
stimmung soll nach Vorlage einer Beschlussempfeh-
lung des federführenden Ausschusses erfolgen. Ist je-
mand dagegen? – Möchte sich jemand enthalten? – 
Beide Male ist das nicht der Fall. Damit ist die Über-
weisungsempfehlung einstimmig angenommen.  

Wir kommen zu: 

28 Endlich vom guten Beispiel lernen: Gemeinde-
schwesterPlus zur Bekämpfung von Einsam-
keit etablieren 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/8129 
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Anlage 4 

Zu TOP 23 – „Gesetz zur Änderung des Ver-
hältnismäßigkeitsprüfungsgesetzes“ – zu Pro-
tokoll gegebene Rede 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales:  

Ich lege dem Landtag heute den Gesetzentwurf 
zur Änderung des Verhältnismäßigkeitsprüfungs-
gesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen vor. 

Mit dem Verhältnismäßigkeitsprüfungsgesetz hat 
das Land Nordrhein-Westfalen im Juli 2020 die 
EU-Richtlinie über eine Verhältnismäßigkeitsprü-
fung vor Erlass neuer Berufsreglementierungen 
im Rahmen eines Querschnittsgesetzes mit ei-
nem allgemein verpflichtenden Charakter europa-
rechts- und verfassungskonform umgesetzt.  

Das Gesetz verpflichtet sowohl die zur Gesetzes-
initiative berechtigten Verfassungsorgane als 
auch Kammern und sonstige juristische Personen 
des öffentlichen Rechts, soweit sie nach Landes-
recht Berufe reglementieren dürfen, zur Durchfüh-
rung einer Verhältnismäßigkeitsprüfung vor Erlass 
und Änderung von Berufsreglementierungen.  

Reglementierte Berufe sind durch Rechts- oder 
Verwaltungsvorschriften definierte Ausnahmen 
von dem in Deutschland gültigen Prinzip der Be-
rufsfreiheit. 

Der Zugang zu diesen Berufen bzw. ihre Aus-
übung haben den Nachweis bestimmter Qualifika-
tionen zur Voraussetzung. Landesrechtlich regle-
mentierte Berufsgruppen sind beispielsweise An-
gehörige der Heilberufe, Erzieher, Ingenieure und 
Architekten. 

Aus dem Verfassungs- und Europarecht ergibt 
sich die grundsätzliche Verpflichtung, die Verhält-
nismäßigkeit von nationalen Bestimmungen, die 
den Zugang zu reglementierten Berufen oder de-
ren Ausübung beschränken, zu überprüfen und 
die Ergebnisse dieser Prüfung der EU-Kommis-
sion vorzulegen. Denn der Grundsatz der Verhält-
nismäßigkeit gehört zu den allgemeinen Grunds-
ätzen des EU-Rechts. 

Die EU-Kommission hat zwei Umsetzungsent-
scheidungen des Landes Nordrhein-Westfalen 
kritisiert.  

Erstens werde im Verhältnismäßigkeitsprüfungsge-
setz Nordrhein-Westfalens nicht eindeutig heraus-
gestellt, dass die Liste der nach Artikel 7 Absatz 3 
der Richtlinie zu prüfenden Kriterien nicht ab-
schließend sei. 

Zweitens werde hinsichtlich einiger Begriffsbe-
stimmungen nur auf Artikel 3 der Richtlinie ver-

wiesen und nicht die dort stehenden Definitionen 
der „geschützten Berufsbezeichnungen“ sowie 
der „vorbehaltenen Tätigkeiten“ wörtlich in den 
Gesetzestext übernommen. Daher sei die Verhält-
nismäßigkeitsrichtlinie nicht korrekt in nationales 
Recht umgesetzt worden. 

Das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Sozia-
les konnte die EU-Kommission mit seinen Argu-
menten hinsichtlich einer korrekten Umsetzung 
der Richtlinie nicht überzeugen. Vielmehr verfolgt 
die EU-Kommission ihre Bedenken der nicht aus-
reichenden Richtlinienumsetzung im Wege eines 
Vertragsverletzungsverfahrens gegen die Bun-
desrepublik Deutschland.  

Der vorliegende Gesetzentwurf der ergänzenden 
Umsetzung der Richtlinie dient dem Ziel, den Be-
denken der Europäischen Kommission abzuhel-
fen. 

Hierfür soll bezüglich des ersten Kritikpunktes 
durch eine stärkere Orientierung am Wortlaut der 
Richtlinie verdeutlicht werden, dass die dort auf-
geführte Liste der zu prüfenden Anforderungen 
nicht erschöpfend ist. Somit darf sich die Prüfung 
von neuen oder geänderten Vorschriften, wenn 
sie mit einer oder mehreren Anforderungen kom-
biniert werden, nicht nur auf etwaige Kombinatio-
nen mit den Anforderungen aus der Anlage 3 zu 
§ 4 Absatz 3 Verhältnismäßigkeitsprüfungsgesetz 
NRW erstrecken. 

Ferner werden die in Artikel 3 der Richtlinie enthal-
tenen Begriffsbestimmungen explizit in § 2 des 
Verhältnismäßigkeitsgesetzes aufgenommen. 
Darüber hinaus werden die für die Verhältnismä-
ßigkeitsprüfung relevanten Begriffsbestimmungen 
„reglementierter Beruf“ und „Berufsqualifikation“ 
eingefügt. 

Mit der vorgenommenen Gesetzesänderung wird 
einer aus Sicht der EU-Kommission ordnungsge-
mäßen Umsetzung der Verhältnismäßigkeitsricht-
linie entsprochen. 

Ich bitte Sie daher, dem vorliegenden Gesetzent-
wurf zuzustimmen. 
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